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Einleitung 


1 . Nach 12jährigem Bestehen soll die Gemeinschaft 
zum Jahresende in die Endphase eintreten. Die 
Bundesregierung wird daher im Laufe dieses Jahres 
vor Entscheidungen stehen, die für die Weiterent- 
wicklung der EWG von großer Bedeutung sind. Dem 
Rat liegen die Vorschläge der Kommission zur 
Finanzierung der Gemeinschaften, insbesondere zur 
Agrarfinanzierung, vor. Nach Auffassung der Bun- 
desregierung muß die Schaffung eigener Einnahmen 
der Gemeinschaften mit einer Stärkung der haus- 
haltsrechtlichen Befugnisse des Europäischen Parla- 
ments verbunden sein, wie dies der Deutsche Bun- 
destag bereits 1965 gefordert hat. Die Finanzierung 
der Agrarpolitik hat nach deutscher Auffassung mit 
der notwendigen Umorientierung und Fortentwick- 
lung der geltenden Agrarpolitik, insbesondere mit 
dem Ziel des Abbaus der kostspieligen Agrarüber- 
schüsse, Hand in Hand zu gehen. 

2 . Für die weitere Entwicklung der Europäischen 
Gemeinschaften wird voraussichtlich die von den 
Außenministern der Mitgliedstaaten vereinbarte 
Konferenz der Staats- und Regierungschefs von 
großer Bedeutung sein, die am 17. und 18. Novem- 
ber in Den Haag stattfinden wird. Sie wird sich mit 
den zentralen Fragen der Gemeinschaften und der 
europäischen politischen Zusammenarbeit befassen. 
Die Vorbereitungen für diese Konferenz begannen 
bereits im September; ihre Schwerpunkte werden 
auf der Beendigung der Übergangszeit, auf der Ent- 
wicklung der Gemeinschaft zu einer Wirtschafts- 
und Währungsunion — die einen gemeinsamen poli- 
tischen Willen vorausetzt — und auf der Erweite- 
rung — ■ die eine gemeinsame Auffassung von der 
Zukunft der Gemeinschaft voraussetzt — liegen. Ein 
positiver Schritt in der Beitrittsfrage würde die Lö- 
sung einer großen Anzahl innergemeinschaftlicher 
Probleme und damit auch den Übergang in die End- 
phase des Gemeinsamen Marktes erleichtern. 

3 . Die Bemühungen um einen weiteren inneren 
Ausbau der Gemeinschaften waren im Berichtszeit- 
raum durch die bestärkte Erkenntnis der Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten gekennzeichnet, daß eine 
funktionsfähige Wirtschaftsgemeinschaft auf die 
Dauer nicht auf eine engere wirtschafts- und wäh- 
rungspolitische Zusammenarbeit verzichten kann. 
Auch die Schwierigkeiten, die für den gemeinsamen 
Agrarmarkt als Folge der Abwertung des französi- 
schen Franc am 8. August 1969 und der Freigabe 
des D-Mark-Wechselkurses am 29. September 1969 
aufgetreten sind, haben gezeigt, daß die Integration | 
durch das Fehlen einer harmonisierten Wirtschafts- i 


und Währungspolitik permanent gefährdet ist. Die 
Beschlüsse des Rates vom 17. Juli 1969 zur Koordi- 
nierung der Wirtschaftspolitik und zur Zusammen- 
arbeit in Währungsfragen sind von der Bundes- 
regierung als ein erster Schritt in Richtung auf eine 
Verbesserung der wirtschafts- und währungspoliti- 
schen Zusammenarbeit unterstützt worden. 

4 . Auf dem Gebiet der Außenbeziehungen stand 
weiterhin die Frage der Erweiterung der Gemein- 
schaften im Vordergrund. Für die Beziehungen der 
Wirtschaftsgemeinschaft zu außereuropäischen Staa- 
ten sind die Unterzeichnung der neuen Assoziie- 
rungsabkommen von Jaunde und Arusha sowie das 
Inkrafttreten der Abkommen von Tunis und Rabat 
im Berichtszeitraum von besonderer Bedeutung. 
Diese Abkommen beweisen, daß die Gemeinschaft 
und ihre Mitgliedstaaten bereit sind, das Ihre zur 
Zusammenarbeit zwischen den industrialisierten 
Staaten und den Entwicklungsländern beizutragen. 
Diese Fortschritte haben sich zugleich auch auf die 
Bereitschaft zur Weiterführung des inneren Aus- 
baus günstig ausgewirkt und die Bedeutung unter- 
strichen, die einem gemeinschaftlichen Auftreten 
nach außen zukommt. 

5 . Im Berichtszeitraum ist neue Bewegung in die 
Europa-Politik gekommen. Hierzu haben nicht zu- 
letzt der Regierungswechsel in Frankreich und das 
herannahende Ende der Übergangszeit maßgeblich 
beigetragen. Die als Folge nationaler währungs- 
politischer Maßnahmen aufgetretenen Schwierigkei- 
ten haben bei den Mitgliedstaaten die Erkenntnis 
verstärkt, daß die Gemeinschaft den Ausbau zu 
einer echten Wirtschaftsunion und das Bemühen um 
eine engere politische Zusammenarbeit mit beson- 
derem Nachdruck fortsetzen muß. Die anstehenden 
großen Entscheidungen, insbesondere auf dem Ge- 
biet der Agrarpolitik, der Wirtschafts- und Wäh- 
rungspolitik und in der Beitrittsfrage werden für die 
Zukunft der Europäischen Gemeinschaften entschei- 
dend sein. Die Probleme der Vollendung des Ge- 
meinsamen Marktes, des Ausbaus zur Wirtschafts- 
union und der Erweiterung der Gemeinschaften sind 
sachlich und politisch verknüpft. Kurzfristig zur Ent- 
scheidung stehende Fragen sind mit solchen ver- 
bunden, die nur langfristig zu lösen sind. Hierfür 
sachlich und politisch richtige, die Gemeinschaften 
stärkende und politisch vertretbare Lösungen zu 
finden und sich darüber mit den Partnern zu einigen, 
ist die Aufgabe, vor die sich die deutsche Europa- 
politik in den kommenden Monaten gestellt sieht. 
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Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 


I. Freier Warenverkehr 

6 . Seit dem 1. Juli 1968 ist die Zollunion — von 
wenigen noch nicht durch Marktordnungen erfaßten 
Tarifpositionen des Agrarsektors abgesehen — voll- 
endet. Das bedeutet zollfreien Warenverkehr inner- 
halb der Gemeinschaft und gemeinsamen Außen- 
schutz sowohl für den gewerblichen wie für den 
landwirtschaftlichen Berei(±i. 

7 . Der Außenschutz wird, soweit dies Vertrags- 
bestimmungen ermöglichen oder handelspolitische 
Verpflichtungen gebieten, durch Zollkontingente 
und Zollaussetzungen gemindert. Die Bundesregie- 
rung tritt für eine großzügige Handhabung der ein- 
schlägigen Vorschriften und volle Ausnützung der 
zollbegünstigten Einfuhrmöglichkeiten ein und hat 
dementsprechend im Berichtszeitraum die Erhöhung 
einzelner Gemeinschaftszollkontingente beantragt. 

8. In Ergänzung der bereits verabschiedeten Rechts- 
akte zur Zollrechtsharmonisierung hat der Rat im 
Mai auf deutsche Initiative eine Richtlinie über 
Steuerbefreiungen im Reiseverkehr erlassen, die in 
allen Mitgliedstaaten eine im wesentlichen einheit- 
liche Regelung für den Reiseverkehr innerhalb der 
Gemeinschaft und im Reiseverkehr mit dritten Län- 
dern gewährleistet. Die Richtlinie soll der Bevölke- 
rung der Mitgliedstaaten die Realität des Gemein- 
samen Marktes stärker zum Bewußtsein bringen, 
indem sie u. a. für den Reiseverkehr zwischen Mit- 
gliedstaaten höhere Freimengen vorsieht. Die Ge- 
meinschaftsregelung ist in der Bundesrepublik be- 
reits im Juni in Kraft gesetzt worden, so daß sie sich 
noch in der diesjährigen Reisesaison auswirken 
konnte. 

Im Juli verabschiedete der Rat eine Verordnung 
über die zolltarifliche Behandlung von Waren, die 
von Reisenden eingeführt werden. Die Verordnung 
sieht für Einfuhren im Reiseverkehr mit dritten Län- 
dern Zollbefreiungen vor, die den Steuerbefreiungen 
der Richtlinien im wesentlichen entsprechen. 

In der Zollrechtsharmonisierung ist eine für das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes wichtige 
erste Phase abgeschlossen. Die Kernbereiche des 
Zollrechts sind nunmehr als Gemeinschaftsrecht ge- 
regelt. Die zur Zeit laufenden weiteren Arbeiten an 
der Zollrechtsharmonisierung dienen zum Teil der 
Regelung jetzt noch gänzlich offener Bereiche von 
geringerer Bedeutung. 

9 . Die Kommission hat zur Beseitigung der rest- 
lichen, bei Inkrafttreten des Vertrages bestehenden 
Maßnahmen gleicher Wirkung wie mengenmäßige 
Beschränkungen mit den Mitgliedstaaten den Ent- 
wurf einer Richtlinie beraten, die sie nach Artikel 33 
Abs. 7 EWG-Vertrag in eigener Zuständigkeit bis 
zum Ende der Übergangszeit erläßt. Durch die Richt- 


linie sollen insbesondere Diskriminierungen in Preis- 
vorschriften, Zahlungsbedingungen, Bedingungen 
über Forni, Gewicht, Zusammensetzung, Aufma- 
chung und Verpackung von Waren sowie diskrimi- 
nierende Beschränkungen in der Werbung, Bestim- 
mung über Vorratshaltung und Bezeichnung von 
Erzeugnissen im innergemeinschaftlichen Waren- 
verkehr abgeschafft werden. 


II. Agrarmarkt*) 

Auswirkungen währungspolitischer Maßnahmen 
in Frankreich und Deutschland 

10 . Am 8. August 1969 hat Frankreich seine Wäh- 
rung um 12,5 Vo abgewertet. Auf Grund dieser Maß- 
nahme hätten die in Rechnungseinheiten festgeleg- 
ten Agrarpreise in Frankreich um den entsprechen- 
den Satz steigen müssen. Um die damit verbundenen 
Verbraucherpreissteigerungen und Produktionsan- 
reize zu vermeiden, beschloß der Rat am 11. August 
1969, den französischen Markt für zwei Jahre von 
dem einheitlichen EWG-Preisniveau zu lösen. Zur 
Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen und 
Verkehrsverlagerungen muß Frankreich seine 
Agrarexporte mit Abgaben belasten und die Agrar- 
einfuhren subventionieren. Innerhalb der zwei Jahre 
sollen die französischen Preise wieder an das ge- 
meinsame Preisniveau angeglichen werden. 

11 . Am 29. September 1969 hat die Bundesregie- 
rung beschlossen, die Wechselkurse freizugeben. 
Damit die deutsche Landwirtschaft von dieser Maß- 
nahme keine Nachteile erleidet, sind am 30. Septem- 
ber 1969 Ausgleichsabgaben bei der Einfuhr von 
Agrarerzeugnissen eingeführt worden. Um das Vor- 
gehen umgehend in ein kommunitäres Verfahren 
überzuleiten, hat die Bundesregierung bei der Kom- 
mission die Gewährung von entsprechenden Schutz- 
maßnahmen nach Artikel 226 EWG-V beantragt. 
Die Kommission hat die Bundesregierung am 1. Ok- 
tober 1969 zunächst lediglich zu einer Einfuhrsperre 
ermächtigt. Auf Grund der Aussprache im Rat am 
6. Oktober 1969 hat sie jedoch ihre Entscheidung 
überprüft und mit einer Entscheidung vom 8. Okto- 
ber 1969 die Bundesregierung nunmehr ermächtigt, 
vorübergehend bei der Einfuhr Ausgleichsabgaben 
für Marktordnungswaren bis zu einem Höchstbetrag 
von zunächst 5 Va der Interventions- oder Ankaufs- 
preise sowie für bestimmte Verarbeitungserzeug- 
nisse zu erheben. Bei der Ausfuhr will die Kom- 


*) Uber die Auswirkungen der EWG-Marktorganisationen 
erstattet die Bundesregierung jährlich einen besonde- 
ren Bericht. 
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mission nur in außergewöhnlichen Fällen und nur 
bei Exporten in dritte Länder besondere Subventio- 
nen zugestehen. 


Memorandum über die Reform der Landwirtschaft 
in der EWG 

12 . Die von der Kommission mit ihrem „Memoran- 
dum zur Reform der Landwirtschaft in der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft" (sog. Mansholt- l 
Plan) unterbreiteten Vorschläge wurden weiter be- 
handelt. Der Rat befaßte sich während des Berichts- 
zeitraums vorrangig mit zwei Teilbereichen: 

- — Festsetzung der Preise verschiedener landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse für das Wirtschaftsjahr 
1969/70; 

— Maßnahmen auf mittlere Sicht für verschiedene ’ 

Agrarmärkte. ! 

13 . Hinsichtlich der Festsetzung der Agrarpreise 
für das Wirtschaftsjahr 1969/70 ergab sich eine 
schwierige Verhandlungssituation. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland und die Niederlande bestanden 
darauf, daß mit den Preisbeschlüssen zugleich erste 
Maßnahmen zur Schaffung eines besseren Markt- 
gleichgewichts festgelegt werden. Die übrigen Mit- 
gliedstaaten setzten sich dafür ein, die Gültigkeit der 
Preise des vergangenen Wirtschaftsjahres bis zum 
Ende des Wirtschaftsjahres 1969/70 zu verlängern. 
Die derzeitigen Marktmechanismen sollten beibehal- 
ten werden. Die Kommission vertrat den Stand- 
punkt, daß es angesichts der Marktsituation bei den 
Überschußprodukten nicht bei einer einfachen Ver- 
längerung der geltenden Agrarpreise bleiben könne. 

Im einzelnen schlug die deutsche Delegation wäh- 
rend der Verhandlungen im Rat für die durch Über- 
schüsse gekennzeichneten Marktordnungsbereiche 
folgende Anpassungsmaßnahmen vor: 

— bei Getreide eine Annäherung der Futter- an die 
Brotgetreidepreise entsprechend dem Futterwert; 

— bei Zucker eine begrenzte Anwendung der in 
diese Marktordnung eingebauten quantitativen 
Steuerungselemente ; 

■ — bei Milch die Festsetzung eines EWG-Global- 
kontingents in Höhe der Molkereianlieferung des 
Jahres 1968/69, durch das die Erzeuger an der 
Verwertung der darüber hinausgehenden Milch- 
produktion finanziell beteiligt werden sollten. 

14 . Nach längeren Beratungen verabschiedete der 
Rat schließlich folgende Agrarpreise für das Wirt- 
schaftsjahr 1969/70: 

— bei Getreide Anhebung der Richtpreise für Mais 
und Gerste um 1 RE/t und des Grundinterven- 
tionspreises für Gerste um 0,5 RE/t, Beibehal- 
tung der übrigen Preise; 

— bei Zucker Verlängerung der geltenden Preise 
und der Quotenregelung, zugleich jedoch eine 
Senkung der Garantiemenge auf den tatsäch- 
lichen Verbrauch der Gemeinschaft; 


— bei Reis sowie 

— bei Ölsaaten Verlängerung der bisherigen Preise. 

I Damit fährt die Gemeinschaft in ihrem Bemühen 
j fort, auf dem Getreide- und Zuckersektor Angebot 
j und Nachfrage in ein besseres Gleichgewicht zu 
bringen. 

15 . Für Milch und Rindfleisch hat der Rat für das 
am 1. April 1969 begonnene Wirtschaftsjahr noch 
keine Preise festgesetzt, da man sich nicht auf eine 
umfassende Lösung des Überschußproblems bei 
Milch einigen konnte. Das Wirtschaftsjahr wurde 
mehrfach, zuletzt bis zum 3. November 1969, ver- 
längert. 

In der Sitzung vom 16. September 1969 beschloß der 
Rat, für die Abschlachtung von Kühen und die Nicht- 
ablieferung von Milch eine Prämie zu gewähren. 

Marktordnungen 

16 . Der Rat nahm während des Berichtszeitraums 
die Vorschläge der Kommission für die Agrarpreise 
des Wirtschaftsjahres 1970/71 entgegen. Eine erste 
Diskussion ergab, daß diese Preisvorschläge nicht 
isoliert betrachtet werden können, sondern mit dem 
im Kommissionsmemorandum über die Reform der 
Landwirtschaft in der EWG angestellten Überlegun- 
gen zu behandeln sind. 

Der Rat beriet ferner über eine Reihe technischer 
Fragen und Probleme des gemeinsamen Agrarmark- 
tes. Er beschloß mehrere Änderungen oder Ergän- 
zungen der bereits bestehenden Durchführungsvor- 
schriften für die gemeinsamen Marktorganisationen, 
insbesondere für die Sektoren Milch und Milch- 
erzeugnisse sowie Obst und Gemüse. Die Diskussion 
über die geplanten Marktordnungen für Wein und 
Tabak, auf deren Verabschiedung noch in diesem 
Jahr vor allem Italien drängt, wurde im Rat fortge- 
setzt. 

Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft 

17 . Die Arbeiten über Wettbewerbsbedingungen 
in der Landwirtschaft während der Berichtsperiode 
wurden stark beeinflußt durch das Memorandum der 
Kommission zur Reform der Landwirtschaft in der 
EWG. Im übrigen ist die Überprüfung der staat- 
lichen Erzeugungs- und Absatzbeihilfen auf denjeni- 
gen Sektoren, für die der Rat bereits die endgülti- 
gen gemeinsamen Marktorganisationen festgelegt 
hat (Getreide, Reis, Zucker, Obst und Gemüse, 
lebende Pflanzen und Waren des Blumenhandels, 
Milch und Milcherzeugnisse, Fett, Schweinefleisch, 
Rindfleisch sowie Eier und Geflügel) abgeschlossen 
worden. Die entsprechenden Entscheidungen der 
Kommission sind auf den Gebieten Getreide, Schwei- 
nefleisch, Eier und Geflügel, Obst und Gemüse 
sowie Fette in Vorbereitung. 

Im Rahmen der Überprüfung der in der Gemein- 
schaft bestehenden Vermarktungseinrichtungen und 
der damit zusammenhängenden Probleme wurden 
die Produktschaften in den Niederlanden, das Na- 
tionale Milchamt (ONL) und das Nationale Amt für 
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Gartenbauerzeugnisse (ONDAH) in Belgien sowie 
der Stabilisierungsfonds für Wein in der Bundes- 
republik abschließend behandelt. Zur Zeit werden 
Organisation und Tätigkeit des FORMA-Fonds in 
Frankreich überprüft. Anschließend sollen entspre- 
chende Organisationen in Italien untersucht werden. 

Die Aussprache über Beihilfeaspekte von Zinsver- 
billigungen bei Kreditmaßnahmen für die Landwirt- | 
Schaft hat zu einer Zusammenstellung erster Beurtei- 
lungsgrundsätze geführt. Bei der Erörterung einzel- 
ner Tatbestände von Investitionsbeihilfen einigten 
sich die Mitgliedstaaten, die Förderungsmaßnahmen 
im Bereich der Erzeugung und Vermarktung, die den 
Wettbewerb — insbesondere unter Berücksichtigung 
der derzeitigen Marktverhältnisse — stark beein- 
trächtigen, vordringlich zu behandeln. 

Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds 

18 . Der Rat hat im Berichtszeitraum drei wichtige 
Verordnungen über die Finanzierung von Interventio- 
nen auf dem Binnenmarkt verabschiedet, und zwar 
für Getreide und Reis, für Fette und für Schweine- 
fleisch. Außerdem ist eine Entschließung des Rates 
über die Grundsätze der gemeinsamen Finanzierung 
der Interventionen auf dem Binnenmarkt ergangen, 
um für die noch ausstehenden Finanzierungsverord- 
nungen — insbesondere im Milch- und Zuckersek- 
tor — bereits die Grundzüge über die wesentlichen 
Finanzierungstatbestände und -formen festzulegen. 

19 . Die Kommission hat nach Beteiligung des 
EAGFL-Ausschusses im Berichtszeitraum über die 
folgenden Zahlungsverpflichtungen entschieden: 

— ■ Endabrechnung der Abteilung Garantie für 
1965/66 

— Abschlagszahlung (75 der Abteilung Garantie 
für das 1. Halbjahr 1968/69 

— 2. Teilbetrag der Getreidepreisausgleichszahlun- 
gen für das Haushaltsjahr 1969 der EG aus den 
Sonderabteilungen. 

20 . Nach dem Stand der Kommissionsentscheidun- 
gen bis zum 31. August 1969 sind die folgenden 
Zahlungsverpflichtungen aus den Verbuchungszeit- 
räumen 1962/63 bis 1968/69 entstanden: 

EAGFL, Abteilung Garantie . . 8743,3 Millionen DM 

Abteilung Ausrichtung 661,4 Millionen DM 
Sonderabteilungen . . . 1394,0 Millionen DM 
10798,7 Millionen DM 

Der deutsche Beitrag dazu beträgt 3224,7 Millio- 
nen DM (29,9 Vo). Nach Abzug der Rückvergütungen 
in Höhe von 2042,6 Millionen DM (= 18,9 Vo) ver- 
bleibt ein Schuldnersaldo von 1182,0 Millionen DM. 
Bei der Beurteilung dieser Zahlen ist zu berücksich- 
tigen, daß die Verbuchungszeiträume 1962/63 bis 
1965/66 endgültig und die nachfolgenden Verbu- 
chungszeiträume bis 1968/69 nur teilweise abgerech- 
net sind. Die Zahlen sind weder nach der Höhe noch 
für die Anteile Deutschlands repräsentativ. Es ist zu 


berücksichtigen, daß das Fondsvolumen in den An- 
fangsjahren sehr viel geringer war als gegenwärtig, 
daß fast alle Zahlungen noch nach dem System der 
sogenannten Nettofinanzierung abgerechnet wurden 
und daß die Schuldnersalden Deutschlands vorüber- 
gehend durch die Getreidepreis-Ausgleichszahlun- 
gen positiv beeinflußt wurden. 


III. Freizügigkeit 

21 . Der Deutsche Bundestag hat am 13. Juni 1969 
das von der Bundesregierung eingebrachte Gesetz 
über Einreise und Aufenthalt von Staatsangehörigen 
der Mitgliedstaaten der EWG — AufenthG/EWG — 
beschlossen. Der Bundesrat hat dem Gesetz seine 
Zustimmung gegeben. Es ist am 22. Juli 1969 aus- 
gefertigt worden und mit dem Tage der Verkündung 
im Bundesgesetzblatt (BGBl. I Nr. 65 S. 927), dem 
26. Juli 1969, in Kraft getreten. 

Das Gesetz übernimmt für den Bereich des Aufent- 
haltsrechts die in Richtlinien der Europäischen Ge- 
meinschaften vorgesehenen besonderen Regelungen 
für Arbeitnehmer, niedergelassene selbständige Er- 
werbstätige sowie Erbringer und Empfänger von 
Dienstleistungen, die die Staatsangehörigkeit eines 
anderen Mitgliedstaates der EWG besitzen, und ihre 
Familienangehörigen. Den von dem Gesetz erfaßten 
Personen wird, abweichend von den Grundsätzen 
des Ausländergesetzes, bei Erfüllung näher be- 
stimmter Voraussetzungen ein Rechtsanspruch auf 
Aufenthaltserlaubnis für das Bundesgebiet einge- 
räumt, die ihnen gebührenfrei zu erteilen ist. Be- 
hördliche Maßnahmen zur Beendigung oder Be- 
schränkung ihres Aufenthaltsrechts sind an er- 
schwerte Bedingungen gebunden. 

Die Gruppe Sozialfragen des Rates hat am 25. Juli 
1969 einen informellen Gedankenaustausch mit der 
Kommission über das in Artikel 48 Abs. 3 Buch- 
stabe d EWG-Vertrag vorgesehene Verbleiberecht 
aufgenommen. 


IV. Niederlassungsrecht und freier 
Dienstleistungsverkehr 

22 . Die Beratungen über die Richtlinienvorschläge 
betr. Architekten, öffentliche Bauaufträge, Direkt- 
versicherungen, Kreditinstitute, Hilfsberufe des Ver- 
kehrs sowie Presseberufe sind fortgesetzt worden. 

Die Kommission hat dem Rat Anfang Mai 1969 die 
Richtlinienvorschläge über das Niederlassungsrecht 
für Ingenieure zugeleitet. Danach sollen auch die 
Absolventen der deutschen Ingenieurschulen in die 
Anerkennung als „Ingenieur" einbezogen werden. 
Nach den Vorschlägen würden die Mitgliedstaaten 
jedoch hinsichtlich des Tätigkeitsbereichs in gewis- 
sem Rahmen zwischen den beiden Ingenieurskatego- 
rien differenzieren können. Die Bundesregierung 
hält das nicht für sachgerecht. Sie hat in ihren Stel- 
lungnahmen gegenüber der Kommission unzweideu- 
tig zum Ausdruck gebracht, daß eine einheitliche 
Gruppe „Ingenieure" gebildet werden sollte. Sie 
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wird sich auch im Rat für eine solche Lösung ein- 
setzen. 

Bei der Kommission haben Verhandlungen mit Re- 
gierungsvertretern der Mitgliedstaaten über die 
Frage begonnen, ob und gegebenenfalls inwieweit 
es erforderlich ist, das Recht der Handelsvertreter 
und Handelsreisenden anzugleichen. 

23 . Die Arbeitsgruppe „Gesellschaftsrecht" bei der 
Kommission setzte ihre Arbeiten für einen Richt- 
linienentwurf zur Koordinierung des Inhalts der Bi- 
lanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen der 
Kapitalgesellschaften fort. Daneben wurden die 
Beratungen über die Koordinierung der aktienrecht- 
lichen Schutzbestimmungen auf dem Gebiet der Ver- 
waltung der Aktiengesellschaften fortgeführt. 


V. Kapitalverkehr 

24 . Das von der Kommission am 11. März 1969 
dem Rat vorgelegte Memorandum über „Notwen- 
digkeit und Einzelheiten einer Aktion auf dem Ge- 
biet des Kapitalmarktes" mit zusätzlichem Memo- 
randum über ergänzende steuerliche Anpassungs- 
maßnahmen für die Wertpapiermärkte ist noch nicht 
beraten worden, da zunächst die angeforderte und 
für Dezember erwartete Stellungnahme des Wäh- 
rungsausschusses abgewartet werden soll. 

Die Kommission legte dem Rat einen Bericht be- 
treffend die Übermittlung statistischer Angaben 
über Kapitalbewegungen nach und von dritten Län- 
dern vor, der Überlegungen enthält, wie die An- 
gaben künftig stärker harmonisiert werden können. 

Die von Frankreich getroffenen Maßnahmen zur 
Überwachung des Kapitalverkehrs sind noch in 
Kraft. 


VI. Wettbewerb 
Absprachen und Marktmacht 

25 . Die Kommission wird den Mitgliedstaaten in 
Kürze die angekündigten Entwürfe für eine Baga- 
tellregelung auf dem Kartellgebiet und für eine Auf- 
hebung der Meldepflicht bei Spezialisierungs- 
absprachen sowie bei Absprachen über Forschung 
und Entwicklung vorlegen. Die Entwürfe sollen auf 
einer Kartellkonferenz im Herbst erörtert werden. 
Es ist vorgesehen, auf dieser Konferenz auch den 
Entwurf einer Ermächtigungsverordnung zu behan- 
deln, die es der Kommission ermöglicht, Gruppen- 
freistellungen auf dem Gebiet der Forschung und 
Entwicklung, Normung und Typisierung, Speziali- 
sierung und des gemeinsamen Einkaufs und Ver- 
kaufs zu erlassen. 

Alle Entwürfe sind auf eine weitere Erleichterung 
der Koorperation gerichtet. Die Bundesregierung 
hat immer wieder zum Ausdruck gebracht, daß sie 
in der internationalen Zusammenarbeit einen wich- 
tigen Integrationsfaktor sieht. Sie begrüßt daher die 
vorgesehenen Kooperationserleichterungen. 


26 . Die Kommission hat mit zwei Entscheidungen 
zum ersten Mal Bußgelder u. a. auch gegen deutsche 
Unternehmen wegen Verstoßes gegen Artikel 85 
des EWG-Vertrages verhängt. Die erste Entschei- 
dung richtet sich gegen die Teilnehmer am Inter- 
nationalen Chininkartell. Mit der zweiten Entschei- 
dung wird eine gleichzeitige Preiserhöhung bei 
Farbstoffen geahndet. Gegen beide Entscheidungen 
ist Klage vor dem Europäischen Gerichtshof erhoben 
worden. 


Beihilfen 

27 . Die von der Kommission wieder aufgenomme- 
nen Beratungen über Leitlinien für die Beihilfe- 
politik sind im Berichtszeitraum bei erheblichen 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Mitglied- 
staaten nicht wesentlich vorangekommen. Es handelt 
sich hierbei insbesondere um die Frage, unter wel- 
chen Bedingungen Ausnahmen von dem grundsätz- 
lichen Beihilfeverbot des Vertrages zugunsten be- 
stimmter Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete 
zugelassen werden können. Die Beratungen über 
den Erlaß einer Verordnung des Rates mit Ver- 
fahrensvorschriften für die Notifizierung der Vor- 
haben und die Fristen für die Genehmigung durch 
die Kommission sind noch im Gange. 

Die Frage der Notifizierung von Einzelvorhaben im 
Rahmen regionaler Förderungsprogramme hat die 
Kommission in bilateralen Gesprächen erörtert. Die 
Bundesregierung hat der vorherigen Notifizierung 
von Einzelentscheidungen von einer, bestimmten 
Größenordnung an grundsätzlich zugestimmt. 

Der Rat verabschiedete eine Richtlinie über fakul- 
tative Beihilfen für den Schiffbau, die eine Subven- 
tionshöchstgrenze von 10 v. H. des Verkaufspreises 
festlegt. 

Die Kommission führte über die in den Mitglied- 
staaten bestehenden Maßnahmen zur Förderung 
der Textilindustrie multilaterale Besprechungen mit 
dem Ziel, zu einheitlichen Förderungsgrundsätzen 
in der Gemeinschaft zu gelangen. Sie hat sich gegen 
die Förderung der französischen Textilindustrie 
mittels parafiskalischer Abgaben ausgesprochen, so- 
weit diese auch auf eingeführte Waren erhoben 
werden. Die Bundesregierung begrüßt diese Ent- 
scheidung der Kommission, die für die zahlreichen 
parafiskalischen Abgabesysteme in einigen Mit- 
gliedstaaten von grundsätzlicher Bedeutung ist. 

Die Kommission hat erstmals den Entwurf einer 
Richtlinie zur Harmonisierung von Beihilfen für 
Ausfuhren nach Drittländern vorgelegt; die Richt- 
linie betrifft den Bereich der Metallverarbeitung. 

Die Kommission unterrichtete sich ferner über die 
Haltung der Mitgliedstaaten zu einer eventuellen 
Gemeinschaftsregelung für die Filmförderung. 

Die Bundesregierung unterrichtete die Kommission 
über neue regionale Förderungsprogramme (regio- 
nale Aktionsprogramme), über die lO^'^oige Investi- 
tionszulage für betriebliche Investitionen, die der 
Forschung und der Entwicklung dienen, sowie über 
das Starthilfeprogramm für die Mineralölindustrie. 
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Die Kommission billigte die im Binnenwirtsdiaft- 
lichen Anpassungsprgramm enthaltenen Förderungs- 
maßnahmen, das Gesetz über Maßnahmen zur Siche- 
rung der AltÖlbeseitigung, das Investitionshilfe- 
gesetz zur Förderung des kombinierten Verkehrs 
und des Gleisansdilußverkehrs sowie Ergänzungs- 
maßnahmen zum VI. Werfthiifeprogramm. 


VII. Steuerharmonisierung 
Indirekte Steuern 
Umsatzsteuer 

28 . Die Beratungen über den Vorschlag einer 
Richtlinie zur Anwendung der Mehrwertsteuer auf 
die Umsätze von landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
(sog. Dritte Richtlinie) sind in den Arbeitsgruppen 
des Rates fortgesetzt worden. 

29 . Auf dem Gebiet der Umsatzsteuer sind die 
gesetzgeberischen Folgerungen aus der Richtlinie 
über die Befreiung von den Umsatzsteuern und Son- 
derverbrauchsteuern bei der Einfuhr im grenzüber- 
schreitenden Reiseverkehr vom 28. Mai 1969 gezo- 
gen worden (vgl. Ziffer 8). Durch Artikel 6 des 
12. Gesetzes zur Änderung des Zollgesetzes vom 
22. Juli 1969 (BGBl. I S. 879) i. V. mit der 7. UStDV 
vom 24. Juli 1969 (BGBl. I S. 939) ist mit Wirkung 
vom 1. August 1969 bestimmt, daß im Inland be- 
wirkte Lieferungen an ausländische Abnehmer mit 
Wohnort in einem zur EWG gehörenden Gebiet 
dann keine steuerfreien Ausfuhriieferungen darstel- 
len, wenn das Entgelt für die Lieferung zuzüglich 
der auf sie entfallenden Umsatzsteuer 300 DM nicht 
übersteigt. Zur Vermeidung von Doppelbesteuerun- 
gen kann die Ausfuhrbefreiung aber gleichwohl 
noch in Anspruch genommen werden, wenn bei der 
Einfuhr in den anderen Mitgliedstaat Einfuhrumsatz- 
steuer erhoben und dies entsprechend nachgewie- 
sen wird. 


Verbrauchsteuern 

30 . Die Arbeiten zur Harmonisierung der Ver- 
brauchsteuern wurden während des Berichtszeitrau- 
mes mit Schwerpunkt auf dem Gebiet der Steuern 
auf Alkohol, Tabak, Mineralöl sowie Bier weiter- 
geführt. 

Sonstige indirekte Steuern 

31 . Die „Richtlinie betreffend die indirekten Steu- 
ern auf die Ansammlung von Kapital" ist am 
17. Juli 1969 vom Rat genehmigt worden. Sie sieht 
eine Harmonisierung der Gesellschaftsteuer vor und 
verpflichtet die Mitgliedstaaten, die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften zum 1. Januar 
1972 in Kraft zu setzen. Der allgemeine Steuersatz 
kann von den ‘Mitgliedstaaten innerhalb einer 
Marge von 1 bis 2 v. H. festgesetzt werden, jedoch 
soll die Kommission dem Rat bis zum 1. Januar 1971 
einen Vorschlag für gemeinsame Sätze vorlegen. 


Über die in der Richtlinie vorgesehenen Vergünsti- 
gungen hinausgehend, hat der Rat durch eine Proto- 
kollerklärung festgestellt, daß die Mitgliedstaaten 
bis zum 31. Dezember 1972 bei Konzentrationen, 
Verschmelzungen oder Umwandlungen von Handels- 
gesellschaften Gesellschaftsteuerbefreiungen oder 
-ermäßigungen anwenden können? hierdurch wird 
§ 29 des Umwandlungssteuergesetzes vom 14. Au.- 
gust 1969 (BGBl. I S. 1163) gedeckt. 

32 . Die vorbereitenden Arbeiten für eine Harmo- 
nisierung der Börsenumsatzsteuer sind von der bei 
der Kommission gebildeten Arbeitsgruppe fortge- 
führt worden. 

33 . Auf dem Gebiet der Kraftfahrzeugsteuer hat 
der Rat die vorgesehene Verordnung über die Be- 
seitigung der Doppelbesteuerung im grenzüber- 
schreitenden Verkehr nicht verabschieden können, 
über den von der Kommission vorgelegten „Vor- 
schlag für eine erste Richtlinie des Rates zur An- 
passung der nationalen Systeme der Steuern für 
Nutzfahrzeuge" haben Beratungen des Rates begon- 
nen. 


Direkte Steuern 

34 . Die Beratungen über die beiden Richtlinien- 
entwürfe der Kommission betr. steuerliche Rege- 
lungen für den europäischen Unternehmenszusam- 
menschluß sind in der beim Rat gebildeten Arbeits- 
gruppe aus Regierungssachverständigen aufgenom- 
men worden. 

35 . Die Kommission hat außerdem für die steuer- 
lichen Fragen des europäischen Kapitalverkehrs am 
11. März 1969 dem Rat ein Memorandum „über An- 
passungsmaßnahmen auf dem Gebiet der direkten 
Steuern zur Förderung der Entwicklung und Ver- 
flechtung der Wertpapiermärkte in der EWG" zu- 
geleitet. 


VIII. Rechtsangleichung 

Technische Handelshemmnisse 

36 . Der Rat hat das am 25. März 1969 beschlossene 
„Allgemeine Programm zur Beseitigung der tech- 
nischen Hemmnisse im Warenverkehr, die sich aus 
Unterschieden in den Rechts- und Verwaltungs Vor- 
schriften der Mitgliedstaaten ergeben" am 28. Mai 
1969 verabschiedet. 

In Durchführung des Programm?, das weit über 100 
Richtlinien zur Folge haben wird, wurden in Arbeits- 
gruppen des Rates eine Reihe von Richtlinien-Ent- 
würfen weitererörtert; sie betreffen u. a. elektrische 
Betriebsmittel, Ausrüstung von Kraftfahrzeugen und 
landwirtschaftliche Zugmaschinen, die Bezeichnung 
von Textilerzeugnissen. Richtlinien über weitere 
Einzelbereiche des Programms werden u. a. auf dem 
Gebiet des technischen Arbeitsschutzrechts in Ar- 
beitsgruppen der Kommission in Zusammenarbeit 
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mit Sachverständigen der Mitgliedstaaten vorberei- 
tet. So wurden im Berichtszeitraum die Beratungen 
über kosmetische Erzeugnisse aufgenommen. 


Lebensmittelrecht 

37 . Im Bereich des Lebensmittelrechts wurden ins- 
besondere die Arbeiten an den in Durchführung der 
Entschließung des Rates vom 28. Mai 1969 über ein 
Sonderprogramm für Lebensmittel erforderlichen 
Richtlinienentwürfen — u. a. für zubereitetes Fleisch 
und Lebensmittelextrakte — in verstärktem Maße 
vorangetrieben. 


Veterinärrecht 

38 . Im Bereich des Veterinärrechts wurden die Ar- 
beiten zur Harmonisierung der nationalen Vor- 
schriften intensiv fortgeführt. Schwerpunkte waren 
neben Rechtsangleichungen im Futtermittelsektor 
die Harmonisierung der nationalen Bestimmungen 
zur Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche, Rege- 
lungen tierseuchenrechtlicher Fragen beim innerge- 
meinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und 
Schweinen sowie gesundheitlicher Fragen beim in- 
nergemeinschaftlichen Handel mit Fleisch ein- 
schließlich analoger Regelungen für den Handelsver- 
kehr mit Drittländern. 


Zollrecht 

39 . Die Harmonisierung des Zollredits der Mit- 
gliedstaaten ist zu einem vorläufigen Abschluß ge- 
kommen (vgl. Tz. 8). 

Ausfuhrkreditversicherung 

40 . Im Berichtszeitraum hat der zuständige Arbeits- 
kreis des Rates den Entwurf einer gemeinsamen 
Police für mittel- und langfristige Ausfuhrgeschäfte 
mit öffentlichen Käufern (Lieferantenkredite) fertig- 
gestellt. Die Kommission hat dem Rat am 1. August 
1969 den Vorschlag einer Richtlinie des Rates über 
die Einführung dieser Police vorgelegt. Die Beratun- 
gen über eine gemeinsame Police für mittel- und 
langfristige Geschäfte mit privaten Käufern (Lie- 
ferantenkredite) haben begonnen. Die Arbeiten zur 
Harmonisierung der wesentlichen Elemente der 
kurzfristigen Risiken haben wegen unterschiedlicher 
Auffassungen über die Notwendigkeit der Harmoni- 
sierung dieser Risiken keine Fortschritte gebracht. 
Auf den übrigen Teilgebieten der Ausfuhrkreditver- 
sicherung sind die Arbeiten nach wie vor erst in den 
Anfängen. Insbesondere zeichnet sich noch keine 
Einigung in der wichtigen Frage eines gemeinsamen 
Prämiensystems einschließlich gemeinsamer Prä- 
miensätze ab. 

Die Kommission schlägt vor, die Police für mittel- 
und langfristige Geschäfte mit öffentlichen Käufern 
solle am 1. Januar 1970 in den Mitgliedstaaten in 
Kraft treten, sie behält sich jedoch vor, später wei- 


tere Vorschläge zur Harmonisierung anderer Teil- 
gebiete der Ausfuhrkreditversicherung zu unter- 
breiten. Der Rat wird daher in den kommenden Mo- 
naten über den Zeitpunkt des Inkrafttretens zu ent- 
scheiden haben. Die Auffassung der Bundesregie- 
rung, daß die genannte Police nur gemeinsam mit 
harmonisierten Regelungen für die übrigen Teilge- 
biete der Ausfuhrkreditversicherung in Kraft ge- 
setzt werden sollte, hat sich nicht geändert. 


Internationale Übereinkommen 

41 . Das Zustimmungsgesetz zu dem am 27. Sep- 
tember 1968 gezeichneten Übereinkommen über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung ge- 
richtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handels- 
sachen (EWG-Vollstredcungsübereinkommen) wird 
im Bundesministerium der Justiz vorbereitet. 

Die Beratungen der Regierungssachverständigen 
zur Vorbereitung eines Übereinkommens über den 
Konkurs, Vergleiche und ähnliche Verfahren wur- 
den fortgesetzt. 

Die Arbeitsgruppe nach Artikel 220 Abs. 3 EWG- 
Vertrag hat ihre Beratungen über ein Übereinkom- 
men über die internationale Fusion von Aktienge- 
sellschaften ebenfalls fortgesetzt. 

Für die erwähnten internationalen Übereinkommen 
wäre eine einheitliche Auslegung durch den Ge- 
richtshof der Europäischen Gemeinschaften zweck- 
mäßig. Es wird daher nach wie vor geprüft, ob und 
in welchem Umfang die Zuständigkeit des Gerichts- 
hofs der Gemeinschaften insbesondere in bezug 
auf die bereits abgeschlossenen und die noch abzu- 
schließenden Übereinkommen erweitert werden 
kann. 


42 . Die wiederaufgenommenen Arbeiten an einem 
Übereinkommen über ein europäisches Patentrecht 
beruhen auf einer geänderten Konzeption: In einem 
ersten Übereinkommen über ein europäisches 
Patenterteilungsverfahren, an dem sich auch Staaten 
beteiligen können, die nicht Mitgliedstaaten der 
EWG sind, soll lediglich die Erteilung europäischer 
Patente geregelt werden, die in den beteiligten 
Staaten die Wirkung nationaler Patente haben. In 
einem zweiten Übereinkommen über das europä- 
ische Patent für den Gemeinsamen Markt sollen 
diese Patente für die sechs Mitgliedstaaten zu einem 
Einheitspatent zusammengefaßt werden. 

Die Regierungskonferenz über die Einführung eines 
europäischen Patenterteilungsverfahrens, der die 
Ausarbeitung des ersten Übereinkommens obliegt, 
hat unter dem Vorsitz des Präsidenten des Deut- 
schen Patentamts ihre Tätigkeit bereits aufgenom- 
men. Mit der Ausarbeitung des zweiten Überein- 
kommens wird im Oktober 1969 begonnen werden. 

43 . Bezüglich des Projekts einer Europäischen 
Handelsgesellschaft hat sich die Lage gegenüber 
dem letzten Integrationsbericht nicht verändert. 
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IX. Wirtschaftspolitik 

44 . Die seit Herbst 1968 wieder verstärkten Be- 
mühungen um eine Verbesserung der wirtschafts- 
und währungspolitischen Zusammenarbeit in der 
Gemeinschaft wurden im Berichtszeitraum fortge- 
setzt. Das Memorandum der Kommission an den Rat 
„über die Koordinierung der Wirtschaftspolitik und 
die Zusammenarbeit in Währungsfragen innerhalb 
der Gemeinschaft" vom 12. Februar 1969 war Grund- 
lage einer intensiven Diskussion über diese Pro- 
bleme im Europäischen Parlament, bei den Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten und in den zuständigen 
Ausschüssen der Gemeinschaft. Die Initiative der 
Kommission wurde in den Stellungnahmen der Aus- 
schüsse für Währungspolitik, für Konjunkturpolitik, 
für Haushaltspolitik und für mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik begrüßt. 

Der Rat kam am 17. Juli 1969 auf der Grundlage des 
Kommissionsmemorandums überein: 

— Im Herbst 1969 wird der Rat auf der Grundlage 
einer Ausarbeitung, welche die Kommission in 
Zusammenarbeit mit dem Ausschuß für mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik vorlegen wird, über 
die gemeinsame Orientierung der Ziele der mit- 
telfristigen Wirtschaftspolitiken der Mitglied- 
staaten beraten. 

— Die Mitgliedstaaten werden verpflichtet, vor 
wichtigen Entscheidungen oder Maßnahmen auf 
dem Gebiet der kurzfristigen Wirtschaftspolitik 
vorherige gegenseitige Konsultationen durchzu- 
führen. Die Einzelheiten des Konsultationsver- 
fahrens werden vom Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission und nach Anhörung der beteiligten Aus- 
schüsse festgelegt. 

— Der Rat billigt im Grundsatz ein kurzfristiges 
monetäres Stützungssystem der Gemeinschaft. 
Der Ausschuß der EWG-Notenbankpräsidenten 
wird ersucht, die Einzelheiten eines solchen 
Systems auszuarbeiten. 

— Der Währungsausschuß wird beauftragt, die Ein- 
zelheiten eines mittelfristigen finanziellen Bei- 
standes zu prüfen. 

Die Probleme, welche die am 8. August 1969 ver- 
kündete Abwertung des französischen Franc und 
die deutschen währungspolitischen Maßnahmen vom 
29. September 1969 insbesondere für den gemein- 
samen Agrarmarkt aufgeworfen haben, machen 
deutlich, daß die Integration auf die Dauer durch 
das Fehlen einer Abstimmung der mittelfristigen 
wirtschaftspolitischen Ziele und einer koordinierten 
Konjunkturpolitik in der Gemeinschaft ernsthaft ge- 
fährdet wird. 


Konjunkturpolitik 

45 . Die Dringlichkeit der Koordinierung der kon- 
junkturpolitischen Maßnahmen und der Flarmoni- 
sierung der mittelfristigen Ziele in der Gemein- 
schaft, auf die in dem Memorandum der Kommis- 
sion vom 12. Februar 1969 hingewiesen wurde, 
wurde auch durch die konjunkturelle Entwicklung 


der letzten Monate in der Gemeinschaft unterstri- 
chen. 

In ihrem Memorandum an den Rat „Über die Auf- 
rechterhaltung eines gleichgewichtigen Wirtschafts- 
wachstums" vom 9. Juli 1969 hat die Kommission 
festgestellt, daß die Gemeinschaft in einen Infla- 
tionsprozeß geraten ist und gleichzeitig die Preis- 
und Kostentrends zwischen den Mitgliedsländern 
immer weiter auseinanderklaffen. Letzteres spiegelt 
sich in der unterschiedlichen Zahlungsbilanzsituation 
der einzelnen Mitgliedsländer wider. Bei der Be- 
kämpfung ihrer Schwierigkeiten nehmen die Mit- 
gliedsländer mehr und mehr Zuflucht zu Aus- 
nahmeregelungen, wie Devisenbewirtschaftung, Be- 
schränkung des Kapitalverkehrs, Preiskontrollen 
usw. Sie bedeuten einen Rückschritt gegenüber dem 
erreichten Integrationsstand und ein starkes Hin- 
dernis für weitere Fortschritte auf dem Weg zur 
Wirtschaftsunion. 

In seiner Sitzung am 17. Juli 1969 teilte, der Rat die 
im vorgenannten Memorandum dargelegte Lage- 
beurteilung der Kommission und erklärte sich mit 
deren Schlußfolgerungen einverstanden, die konzer- 
tierte Maßnahmen der Mitgliedsländer zur Beseiti- 
gung der Inflationstendenzen empfehlen. Zur Ver- 
stärkung der Zusammenarbeit im Bereich der kurz- 
fristigen Wirtschaftspolitik erließ der Rat eine Ent- 
scheidung, durch welche die Mitgliedstaaten ver- 
pflichtet werden, vor wichtigen Entscheidungen oder 
Maßnahmen auf dem Gebiet der kurzfristigen Wirt- 
schaftspolitik vorher gegenseitige Konsultationen 
durchzuführen. 

Mittelfristige Wirtschaftspolitik 

46 . Am 1. April 1969 hat der Ausschuß für mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik Staatssekretär Dr. Schöll- 
horn zu seinem neuen Präsidenten gewählt, der an 
die Stelle von Staatssekretär Dr. Arndt trat. 

47 . In seiner Stellungnahme zu dem Memorandum 
der Kommission vom 12. Februar 1969 hat sich der 
Ausschuß nachdrücklich für eine stärkere Konver- 
genz der globalen Ziele der Mitgliedstaaten auf dem 
Gebiet des Wachstums, der Beschäftigung, der Preise 
und der Zahlungsbilanz im Rahmen der mittelfristi- 
gen Wirtschaftspolitik ausgesprochen. Gegenwärtig 
divergieren die gesamtwirtschaftlichen Ziele zwi- 
schen den einzelnen Ländern infolge unterschied- 
licher Prioritätsvorstellungen zum Teil noch erheb- 
lich. Es geht vor allem darum, den Spielraum zwi- 
schen diesen Zielsetzungen festzulegen, ohne daß 
gefährliche Spannungen hervorgerufen werden. 

Der Ausschuß wird zusammen mit der Kommission 
bis zum Herbst 1969 ein ergänzendes Memorandum 
über die mittelfristigen Probleme ausarbeiten, das 
anschließend der Rat erörtern wird. Das Memoran- 
dum soll über die Erfahrungen und Mängel der bis- 
herigen wirtschaftspolitischen Koordinierung berich- 
ten und die für die Zukunft entscheidenden Pro- 
bleme im Zusammenhang mit der Festlegung der 
Leitlinien für den Zeitraum 1971/75 behandeln. Es 
ist zu erwarten, daß durch die Diskussion im Rat 
ein günstiges politisches Klima für die Ausarbeitung 
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des dritten Programms für die mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik geschaffen wird. 

48 , Dieses Programm, das auf der Basis quantita- 
tiver Perspektiven für den Zeitraum 1971/75 aus- 
gearbeitet wird, soll im nächsten Jahr vorliegen. 
Darin wird der Versuch unternommen, die gesamt- 
wirtschaftlichen Zielvorstellungen der Mitgliedstaa- 
ten in Übereinstimmung zu bringen, um für die 70er 
Jahre gemeinsame Ziele festzulegen. Die Gefahren 
von unvereinbaren wirtschaftspolitischen Zielen in 
der Gemeinschaft sollen verdeutlicht und ein Weg 
für eine bessere Konzertierung der mittelfristigen 
Wirtschaftspolitik aufgezeigt werden. Wirtschafts- 
politische Schlußfolgerungen sollen insbesondere für 
die Außenwirtschaftspolitik, die Finanzpolitik und 
die Strukturpolitik gezogen werden. Der Ausschuß 
ist davon überzeugt, daß eine erfolgreiche konjunk- 
tur- und währungspolitische Zusammenarbeit in der 
Gemeinschaft in Zukunft von der Orientierung der 
laufenden wirtschaftspolitischen Entscheidungen an 
den mittelfristigen Zielsetzungen abhängen wird. 


Währungspolitik 

49 . Bei den Überlegungen zu den Möglichkeiten 
einer engeren währungspolitischen Zusammenarbeit 
hat sich der Währungsausschuß ausführlich mit den 
Vorschlägen, die in dem Memorandum der Kommis- 
sion vom 12. Februar 1969 enthalten sind, beschäf- 
tigt. 

In seiner Stellungnahme hat er sich grundsätzlich 
positiv zu den Vorschlägen der Kommission für die 
Koordinierung der kurzfristigen Wirtschaftspolitik 
und die Harmonisierung der mittelfristigen wirt- 
schaftspolitischen Ziele der Mitgliedstaaten ausge- 
sprochen und zu dem vorgeschlagenen Mechanismus 
für einen finanziellen Beistand eine Reihe von An- 
regungen gegeben. 

Der Ausschuß wird entsprechend dem Auftrag des 
Rates vom 17. Juli 1969 die Einzelheiten eines mittel- 
fristigen finanziellen Beistandes weiter prüfen. Der 
Ausschuß der EWG-Notenbankpräsidenten wird die 
Einzelheiten eines kurzfristigen monetären Stüt- 
zungssystems der Gemeinschaft ausarbeiten. 

50 , Im Anschluß an den Beschluß des französischen 
Ministerrats vom 8. August 1969, den französischen 
Franc um 12,5 Vo abzuwerten, traten der Währungs- 
ausschuß und der Rat zu den für einen solchen Fall 
vorgesehenen Beratungen zusammen. Der Rat be- 
schloß am 11. August 1969, den Wert der Rechnungs- 
einheit nicht zu ändern. Gleichzeitig billigte er, daß 
die französischen Agrarpreise nur schrittweise an 
das gemeinsame Preisniveau angepaßt werden. 

Das von der französischen Regierung am 3. Septem- 
ber 1969 beschlossene Stabilisierungsprogramm wur- 
de in Vorkonsultationen am 1. September 1969 im 
Ausschuß für Konjunkturpolitik und am 2. Septem- 
ber 1969 im Währungsausschuß beraten. Die deut- | 
sehen Vertreter in den EWG-Gremien vertraten j 
dabei die Auffassung, daß die in Frankreich ergrif- ! 
fenen Maßnahmen zur Wiederherstellung der wirt- | 


schaftlichen Stabilität maßgeblich beitragen werden, 
was nicht nur im französischen Interesse liege, son- 
dern auch für die Gemeinschaft von entscheidender 
Bedeutung sei. 

51 , Um weitere spekulative Devisenzuflüsse ab- 
zuwehren und einen Beitrag zur Beruhigung der 
internationalen Währungssituation zu leisten, hat die 
Bundesregierung am 29. September 1969 beschlossen, 
die Bundesbank zu bitten, die Interventionen am 
Devisenmarkt zu den bisherigen Höchst- und Min- 
destkursen vorübergehend einzustellen. Um zu ver- 
meiden, daß der deutschen Landwirtschaft daraus 
Nachteile entstehen, wurde Vorsorge getroffen, daß 
beim grenzüberschreitenden Verkehr mit landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen entsprechende Ausgleichs- 
maßnahmen vorgenommen werden. 

Der Rat der EG erörterte auf einer Sitzung am 
6. Oktober 1969 in Luxemburg diese Maßnahmen 
der Bundesregierung. Dabei zeigten alle Delegatio- 
nen Verständnis für die deutschen währungspoli- 
tischen Maßnahmen. Dazu trug die Erklärung von 
Bundeswirtschaftsminister Schiller bei, es handele 
sich lediglich um eine vorübergehende Maßnahme 
auf Grund außergewöhnlicher Umstände, die Bun- 
desrepublik werde möglichst schnell wieder zu 
einem festen Wechselkurs zurückkehren. Der Rat 
war sich generell darin einig, daß erneute Bemühun- 
gen erforderlich sind, um die Koordinierung auf 
dem Gebiet der Wirtschafts- und Währungspolitik 
zu verbessern. 

Haushaltspolitik 

52 , Im Ausschuß für Haushaltspolitik werden regel- 
mäßig die Haushalte der Mitgliedstaaten nach einem 
einheitlichen Schema untersucht und die Grundzüge 
der von den Mitgliedstaaten betriebenen Haushalts- 
politik erörtert in der Erwägung, die nationalen 
Wirtschafts- und finanzpolitischen Zielsetzungen in 
der Gemeinschaft möglichst aufeinander abzustim- 
men. Hierbei arbeitet der Ausschuß für Haushalts- 
politik mit anderen Ausschüssen der Gemeinschaft, 
dem Ausschuß für mittelfristige Wirtschaftspolitik, 
dem Ausschuß für Konjunkturpolitik und dem Wäh- 
rungsausschuß, eng zusammen. 

Das dem Ausschuß für Haushaltspolitik durch Rats- 
beschluß übertragene Mandat erstreckt sich ferner 
auf haushaltspolitische Einzelfragen von allgemeiner 
Bedeutung. Insbesondere hat der Ausschuß Möglich- 
keiten zur Verbesserung der Finanzverfassung der 
Gemeinschaft untersucht und hierzu konkrete Vor- 
schläge ausgearbeitet, die inzwischen überwiegend 
verwirklicht worden sind. Der Ausschuß hat sich 
ferner im Grundsatz für die Einführung einer mehr- 
jährigen Finanzplanung der Gemeinschaftshaushalte 
und für eine engere Koordinierung der Wirtschafts- 
politiken der Mitgliedstaaten ausgesprochen und 
wird seine Untersuchungen auf diesen Gebieten 
fortsetzen. 

Die Arbeitsergebnisse des Ausschusses werden nach 
Abstimmung mit den übrigen Ausschüssen dem Rat 
und der Kommission unterbreitet. 
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Mittelstandspolitik 

53 . Von mehreren Mitgliedsländern der Euro- 
päischen Gemeinschaften, insbesondere auch der 
Bundesrepublik, wird seit langem eine Koordinie- 
rung der nationalen Mittelstandspolitik der Partner- 
staaten durch die Kommission angeregt, um Wett- 
bewerbsverzerrungen durch unterschiedliche Rege- 
lungen zu vermeiden und eine Förderung kleiner 
und mittlerer Unternehmen im Bereich der EG durch 
ein einheitliches Konzept zu ermöglichen. Erste 
zwei- und mehrseitige Gespräche hierüber haben 
bereits 1965 ohne greifbares Ergebnis stattgefunden. 

Nachdem nun die Mittelstandsfragen in der neuen 
Abteilung „Klein- und Mittelbetriebe, Handwerk, 
ElandeP', in der Generaldirektion „Gewerbliche 
Wirtschaft" organisatorische Berücksichtigung ge- 
funden haben, wird die Kommission auf Grund von 
Beiträgen der Mitgliedstaaten als Grundlage eines 
Erfahrungsaustausches eine Synopse über die För- 
derungsmaßnahmen für kleine und mittlere Unter- 
nehmen in den Ländern der EG zusammenstellen. 
Erste bilaterale Gespräche hierüber finden zur Zeit 
statt. 

Um die Kommission zu einer weiteren Aktivität bei 
der Koordinierung der Mittelstandspolitik der Mit- 
gliedsländer anzuregen, hat der Bundesminister für 
Wirtschaft im Zusammenhang mit einer Initiative 
der Benelux-Staaten zur Intensivierung der Mittel- 
standspolitik in den Europäischen Gemeinschaften 
am 27. August 1969 ein Schreiben an die Kommis- 
sion gerichtet und einen weiteren Erfahrungsaus- 
tausch zwischen der Kommission und den Mitglieds- 
ländern angeregt. 

Europäische Investitionsbank 

54 , Die EIB hat vornehmlich zur Erschließung der 
weniger entwickelten Gebiete der Gemeinschaft im 
ersten Halbjahr 1969 10 Darlehenszusagen mit einem 
Gesamtvolumen von RE 77,4 Millionen gegeben. 
Hiervon entfielen 5 Darlehen auf Italien, Je 2 auf 
Deutschland und Frankreich und 1 Darlehen auf die 
Niederlande. Von den assoziierten Ländern wurden 
in der gleichen Zeit der Elfenbeinküste eine Dar- 
lehenszusage von RE 9,1 Millionen und Gabun eine 
solche über RE 0,5 Millionen erteilt. 

Weiterhin übernahm die Bank die Verwaltung von 
3 aus den Mitteln des Europäischen Entwicklungs- 
fonds Ländern der AASM zu Sonderbedingungen 
gewährten Darlehen in Höhe von RE 9,8 Millionen. 
Im Rahmen der für Vorhaben in der Türkei einge- 
richteten Spezialsektion wurden 3 Darlehensverträge 
über insgesamt RE 11,4 Millionen abgeschlossen. 

Die Bundesrepublik spielte auch im ersten Halbjahr 
1969 als Finanzier der EIB eine wichtige Rolle. Die 
Bank konnte auf dem deutschen Kapitalmarkt 4 
Schuldscheindarlehen über insgesamt 200 Millio- 
nen DM und eine Öffentliche Anleihe über 120 Mil- 
lionen DM unterbringen. 

Im übrigen ist hervorzuheben, daß sich die EIB im 
Hinblick auf das zweite Assoziierungsabkommen 
bereit erklärt hat, den assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar sowie den überseeischen 


Ländern und Gebieten aus eigenen Mitteln normal- 
verzinsliche Darlehen bis zu RE 100 Millionen — 
das sind RE 30 Millionen mehr als im ersten Asso- 
ziierungsabkommen — zu gewähren. 

X. Energiepolitik 

55 . Die Vorschläge der Kommission in der „Ersten 
Orientierung für eine gemeinschaftliche Energie- 
politik" wurden von der neu gebildeten Ratsgruppe 
Energiepolitik geprüft. Die Gruppe legte am 20. 
Juni 1969 einen Bericht zur Vorbereitung einer 
ersten für Oktober vorgesehenen Sachdebatte im Rat 
vor. In dem Bericht, der im wesentlichen den deut- 
schen Vorstellungen entspricht, werden Grundprin- 
zipien und Prioritäten für die gemeinschaftliche 
Energiepolitik herausgestellt, die vorrangig auf der 
Ratstagung erörtert werden sollen. Die Bundesregie- 
rung hat sich dafür eingesetzt, daß der Rat so früh 
wie möglich einen Handlungsrahmen für eine ge- 
meinsame Energiepolitik schafft. 

XI. Verkehrspolltik 

56 . Die Arbeiten im Berichtszeitraum konzentrier- 
ten sich auf die nationalen Durchführungsverord- 
nungen zu den vom Rat auf den Tagungen im Juli 
1968 und März 1969 verabschiedeten Regelungen. 
Nach Inkrafttreten der Durchführungsverordnung zu 
der EWG-Verordnung über die Bildung eines Ge- 
meinschaftskontingents wurden nunmehr auch die 
Durchführungsverordnungen zu den EWG-Verord- 
nungen über die Einführung eines Margentarif- 
systems und über die Harmonisierung bestimmter 
Sozialvorschriften erlassen. In Vorbereitung befin- 
den sich die nationalen Durchführungsbestimmungen 
zu den EWG-Verordnungen über die mit dem Begriff 
des öffentlichen Dienstes verbundenen Verpflich- 
tungen und die Normalisierung der Konten der 
Eisenbahnunternehmen. 

Im Rahmen der Margentarifverordnung fanden 
bilaterale Verhandlungen mit Belgien, Frankreich, 
Italien, Luxemburg und den Niederlanden über die 
Einführung internationaler Tarife für den grenz- 
überschreitenden Güterkraftverkehr statt. Die Be- 
ratungen laufen noch. 

Bei der Wirtschaftskommission der Vereinten Natio- 
nen für Europa (ECE) in Genf wurden die Beratun- 
gen über die Angleichung der Bestimmungen des 
vorgesehenen „Europäischen Übereinkommens über 
die Arbeitsbedingungen der im internationalen 
Straßenverkehr beschäftigten Fahrzeugbesatzungen" 
(AETR) an die vom Rat am 29. März 1969 erlassenen 
Sozialvorschriften im Straßenverkehr der Euro- 
päischen Gemeinschaften fortgesetzt. 

XII. Sozialpolitik 
Allgemeine Sozialpolitik 

57 . Die Gruppe Sozialfragen führte ihre Arbeiten 
zur Vorbereitung der nächsten Ratstagung, die vor- 
aussichtlich am 24. /25. November 1969 abgehalten 
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wird, intensiv fort. Nach dem bisherigen Stand wird 
der Rat u. a. folgende Fragen behandeln: 

— Revision der VO Nr. 3 über die Soziale Sicher- 
heit der Wanderarbeitnehmer. Nach Möglichkeit 
soll die neue Regelung verabschiedet werden; 

— Problem der Durchführung einer Dreierkonferenz 
über Fragen des Arbeitsmarktes; 

— Meinungsaustausch über die Lage auf dem Ar- 
beitsmarkt und seine Entwicklung (an Hand des 
Jahresberichts der Kommission) und im Zusam- 
menhang damit Gedankenaustausch über die Be- 
rufsausbildung der Erwachsenen als Mittel einer 
aktiven Beschäftigungspolitik. 

Reform des Europäischen Sozialfonds 

58 . Die Kommission hat im Juni 1969 die in Artikel 
126 EWG-Vertrag vorgesehene Stellungnahme über 
die Reform des Europäischen Sozialfonds vorgelegt. 
Danach soll der Fonds seine Hilfen künftig nicht erst 
bei schon eingetretener Arbeitslosigkeit und nach- 
träglich für bereits durchgeführte Maßnahmen (z. B. 
Umschulung, Umsiedlung) gewähren, sondern im 
Rahmen der gemeinsamen Politiken der Gemein- 
schaft prophylaktisch tätig werden können. Die Kom- 
mission denkt dabei an steigende Mittel des Fonds 
bis zu 1 Milliarde DM jährlich (bisher ca. 100 Mil- 
lionen DM jährlich), die aus gemeinschaftseigenen 
Einnahmen aufgebracht werden sollen. Zur Zeit 
werden das Europäische Parlament und der Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß zu der Stellungnahme 
der Kommission angehört. Ihre Äußerung ist nicht 
vor Ende des Jahres zu erwarten. Danach beginnen 
die Beratungen in der Ratsgruppe. Die Bundesregie- 
rung steht dem Gedanken einer Reform des Fonds 
positiv gegenüber. 


XIII. Forschungspolitik 

59 . Auf Grund der Beschlüsse des Rates vom 
31. Oktober 1967 und vom 10. Dezember 1968 hatte 
die Arbeitsgruppe „Politik auf dem Gebiet der wis- 
senschaftlichen und technischen Forschung" des Aus- 
schusses für mittelfristige Wirtschaftspolitik Mitte 
März 1969 einen ersten zusammenfassenden Bericht 
über die Ergebnisse ihrer Untersuchungen vorge- 
legt, der am 9. April 1969 dem Rat zugeleitet wurde. 
Er enthält eine große Zahl konkreter Vorschläge für 
gemeinsame Aktionen auf den sieben Schwerpunkt- 
sektoren, die der Rat für eine Prüfung von Möglich- 
keiten wissenschaftlich-technischer Zusammenarbeit 
vorgesehen hatte (Datenverarbeitung und -Verbrei- 
tung, Fernmeldewesen, neue Verkehrsmittel, Um- 
welthygiene, Metallurgie, Ozeanographie und Me- | 
teorologie). 

Der Rat befaßte sich mit diesem Bericht zum ersten 
Mal auf seiner Tagung am 30. Juni 1969 in Luxem- 
burg. Er erzielte dabei unter maßgeblicher Mitwir- 
kung der deutschen Delegation einen im wesent- 
lichen verfahrensmäßigen Fortschritt. Der Ausschuß 
der Ständigen Vertreter wurde beauftragt, die Prü- 


I fung des Berichts fortzusetzen und über das Ergeb- 
i nis zu berichten. Dabei soll insbesondere eine klare 
I Prioritätenfolge für diejenigen Aktionen festgelegt 
werden, die europäischen Drittländern zur Zusam- 
menarbeit vorgeschlagen werden könnten. Zur Un- 
terstützung des Ausschusses der Ständigen Vertre- 
ter wurde eine Gruppe hoher Beamter eingesetzt, 
die ihre Arbeiten im September abgeschlossen hat. 
Sie untersuchte vor allem diejenigen Sektoren und 
Aktionen, über die bereits eine weitgehende Über- 
einstimmung erzielt werden konnte, die verschiede- 
nen Möglichkeiten der Durchführung der Projekte 
sowie besondere Aspekte der Beteiligung dritter 
europäischer Staaten. Es kann erwartet werden, daß 
der Rat auf Grund dieser Vorarbeiten auf der für 
Ende Oktober vorgesehenen Tagung zu ersten 
Schlußfolgerungen gelangen wird. 

Die Arbeitsgruppe „Politik auf dem Gebiet der wis- 
senschaftlichen und technischen Forschung" setzt 
gleichzeitig ihre Arbeiten fort. 

Zu den bisher noch unerledigten Themen ihres Man- 
dats gehören vor allem Fragen der wissenschaftli- 
chen und technischen Information und Dokumenta- 
tion sowie Probleme der Koordinierung der Ausbil- 
dung und einer Verstärkung des Austausches von 
Wissenschaftlern. Besondere Aufmerksamkeit wird 
sie auch der Auswahl neuer Gebiete für die europä- 
ische Zusammenarbeit zuwenden. Um die Vorberei- 
tung der Diskussion zu diesem Punkt zu fördern, hat 
die deutsche Delegation dem Sekretariat der Ar- 
beitsgruppe bereits eine Reihe konkreter Themen- 
vorschläge zugeleitet. 


XIV. Zoll- und Handelspolitik 
Zollpolitik 

60 . Die mit der Einführung eines Zollpräferenz- 
systems zugunsten der Entwicklungsländer zusam- 
menhängenden Arbeiten sind fortgesetzt worden. 
Die EWG hat wie die anderen Industrieländer in der 
OECD ihre Vorstellungen zur Zollpräferenzgewäh- 
rung entwickelt. Die Geberländer sind gehalten, 
nach interner Konfrontation der Angebote bis zum 
15. November 1969 eine „substantielle Dokumenta- 
tion" ihrer Vorstellungen und Absichten der Welt- 
handelskonferenz zuzuleiten. Konsultationen mit 
den Entwicklungsländern werden sich anschließen. 

61 . Die EWG hat in Einlösung einer Zusage aus 
der Kennedy-Runde mit Indien ein Abkommen auf 
Meistbegünstigungsbasis geschlossen, das handge- 
fertigten Erzeugnissen zollbegünstigten Zugang auf 
dem Markt der Gemeinschaft gewährt. 

Ein Abkommen, das die Gemeinschaft mit der 
Schweiz geschlossen hat, löst unter Erhaltung und 
Fortbildung des gegenwärtigen Zustands die bishe- 
rigen bilateralen Vereinbarungen ab, durch die sich 
die Schweiz einerseits und Frankreich, Italien und 
Deutschland andererseits gegenseitig Zollfreiheit 
für bestimmte im Veredelungsverkehr hergestellte 
Textilerzeugnisse eingeräumt hatten. 
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Handelspolitik 

62 . über die Komplexe 

— Vereinheitlichung der bilateralen Handelsab- 
kommen der Mitgliedstaaten mit Drittländern 
und Abschluß von Gemeinschaftsabkommen 

— Gemeinschaftliches Einfuhrregime für Einfuhren 
aus GATT-Ländern in Sektoren, die z. Z. unter- 
schiedlichen Einfuhrregelungen in den Mitglied- 
staaten unterliegen (Anwendung der drei han- 
delspolitischen Verordnungen vom 10. Dezember 
1968) 

— Gemeinschaftsregelung für mengenmäßig nicht 
beschränkte Einfuhren aus Staatshandelsländern 

wurden intensive Beratungen aufgenommen bzw. 
fortgeführt. Schwierigkeiten für eine Einigung erge- 
ben sich zunächst noch aus der unterschiedlichen 
Wirtschafts- und Strukturpolitik und aus dem unter- 
schiedlichen Liberalisierungsstand der Mitgliedstaa- 
ten sowie aus dem Umstand, daß die Staatshandels- 
länder die Gemeinschaft noch nicht anerkennen. 

63 . Der Rat genehmigte mehrere Abweichungen 
von seiner Entscheidung vom 9. Oktober 1961 über 
die Begrenzung der Laufzeit der nationalen Han- 
delsabkommen auf das Ende der Übergangszeit, und 
zwar für bereits länger bestehende Abkommen 
sowie für das neue Rahmenabkommen Frankreichs 
mit der Sowjetunion. 

64 . Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten be- 
teiligen sich an der Verwirklichung des vom GATT 
1967 beschlossenen Aktionsprogramms zur weiteren 
Liberalisierung des Welthandels. Im Vordergrund 
der Arbeiten steht die Beseitigung bzw. Harmonisie- 
rung der nicht- und paratariflichen Handelshemm- 
nisse, deren Existenz sich um so fühlbarer bemerk- 
bar macht, je weiter der Zollabbau international 
fortschreitet. Eine Zolltarifstudie des GATT soll 
weitere Liberalisierungsmöglichkeiten des Welthan- 
dels aufzeigen. 

65 . Der Rat einigte sich auf bestimmte Maßnahmen 
gegen die auf dem Weltgetreidemarkt beobachtete 
Unterbietung der international vereinbarten Min- 
destpreise für Getreide. Die Mindestpreise waren 
1967 im Rahmen der Internationalen Getreide-Uber- 
einkunft festgelegt worden. Wegen der großen 
Überschüsse auf dem Weltmarkt waren diese jedoch 
in jüngster Zeit insbesondere von den großen Ge- 
treideexportländern der Welt ständig unterschritten 
worden. 


Handelsabkommen 

66. Die Erörterungen über eine Erweiterung des 
Ratsmandats an die Kommission für die Verhand- 
lungen über ein Handelsabkommen der Gemein- 
schaft mit Jugoslawien um etwaige Zugeständnisse 
auf dem Rindfleischsektor konnten noch nicht abge- 
schlossen werden. 


Nahrungsmittelhilfe 

67 . Auch im Jahre 1969/70 werden die Gemein- 
schaft und die Mitgliedstaaten Getreidelieferungen 
in Höhe von insgesamt 1035 Millionen t im Rahmen 
der Internationalen Getreide-Übereinkunft (Nah- 
rungsmittelhilfe-Übereinkommen) zum Teil gemein- 
schaftlich, zum Teil einzelstaatlich durchführen. 

Der Rat beschloß ferner die Lieferung von 30 000 t 
Butteröl und 120 000 t Magermilchpulver an das 
Welternährungsprogramm zur Weiterleitung an die 
Entwicklungsl änder. 


XV, Beitritte, Assoziierungen 

und besondere Beziehungen in Europa 

Beitrittsanträge 

68. Nach der Bildung der neuen französischen Re- 
gierung behandelte der Rat auf seiner Tagung am 
22. und 23. Juli 1969 erstmals wieder die Frage der 
Erweiterung der Gemeinschaft durch den Beitritt 
Großbritanniens und der anderen antragstellenden 
Staaten, ohne nochmals auf etwaige Zwischenlösun- 
gen (Handelsarrangements) zurückzugreifen, wie sie 
die Diskussion seit Anfang 1968 beherrscht hatten. 
Es bestand Einvernehmen, zunächst im Kreis der 
Sechs die Bedingungen der Aufnahme neuer Mit- 
glieder vorzuklären, nicht zuletzt im Hinblick auf 
die Erfordernisse des Ausbaus und der Fortentwick- 
lung der Gemeinschaft. Die deutsche Delegation 
setzte sich dabei in Übereinstimmung mit der wie- 
derholt bekundeten Auffassung der Bundesregie- 
rung wegen des engen politischen und sachlichen 
Zusammenhangs der beiden Bereiche für eine paral- 
lele Lösung der Probleme des inneren Ausbaus und 
der Erweiterung ein. 

An Hand eines neuerlichen Berichts der Kommission 
im Zuge des Beitrittsverfahrens nach Artikel 237 
EWG-Vertrag wird der Rat die mit der Erweiterung 
der Gemeinschaft zusammenhängenden Fragen prü- 
fen und Orientierungen für die vereinbarte Kon- 
ferenz der Staats- und Regierungschefs der Mit- 
gliedstaaten am 17./18. November 1969 in Den Haag 
erarbeiten. 

Assoziierung und besondere Beziehung 
in Europa 

69 . In den Beziehungen zum Assoziationspartner 
Griechenland traten während des Berichtszeitraums 
keine Änderungen ein. Die Stagnation im Ausbau 
der Assoziation als Folge der gegenwärtigen politi- 
schen Situation in Griechenland dauert an. 

70 . Die Verhandlungen mit der Türkei über ein 
Zusatzprotokoll zum Assoziationsabkommen und die 
Erneuerung der Darlehnshilfen wurden programm- 
gemäß fortgesetzt. Auf seiner Tagung auf Minister- 
ebene am 13. Mai 1969 konnte der Assoziationsrat 
mit Befriedigung von den erzielten Fortschritten 
Kenntnis nehmen und Richtlinien für die weiteren 
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Verhandlungen erteilen. Bei einem zügigen Fort- 
gang, für den die Bundesregierung übereinstimmend 
mit dem Europäischen Parlament eintritt, ist im 
Herbst mit konkreten Ergebnissen in bezug auf die 
während der Übergangsphase zur Zollunion fest- 
zulegenden Modalitäten und die Einzelheiten des 
neuen Finanzprotokolls zu rechnen. 

71 . Im Hinblick auf die künftigen Beziehungen zu 
Spanien einigte sich der Rat auf seiner Tagung am 
22. und 23. Juli 1969 auf den Inhalt eines zweiten 
Mandats für die Aushandlung eines präferenziellen 
Handelsabkommens. Nach formeller Verabschiedung 
dieses Mandats auf einer der nächsten Ratstagun- 
gen können demnach die Verhandlungen mit Spa- 
nien im Herbst wieder aufgenommen werden. 

72 . In der Frage eines umfassenden Sonderabkom- 
mens mit Österreich ergaben sich während des Be- 
richtszeitraums keine Veränderungen. Österreich 
hat beantragt, das mit Dänemark im Rahmen der 
Kennedy-Runde abgeschlossene Abkommen, das ge- 
wisse Zoll- und Abschöpfungserleichterungen bei 
Verarbeitungsrindern vorsieht, auch auf entspre- 
chende Einfuhren aus Österreich auszudehnen. Die 
Beratungen darüber innerhalb der Gemeinschaft 
sind im Gange. 

73 . Auf Grund von Sondierungsgesprächen der 
Kommission mit Malta erörtert die Gemeinschaft 
den Abschluß eines Präferenzabkommens. Die Mal- 
tesische Regierung hatte am 4. September 1967 die 
Aufnahme von Verhandlungen über ein solches Ab- 
kommen beantragt und später ihren Antrag im 
Sinne der Bildung einer Zollunion im Verlauf einer 
insgesamt etwa 10jährigen Übergangszeit präzisiert. 
Gleichzeitig wurde betont, daß ein späterer Beitritt 
ins Auge gefaßt werde. 


XVI. Assoziierungen außereuropäischer Länder 

74 . Das neue Assoziationsabkommen zwischen der 
EWG und den 17 afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar (AASM) ist am 29. Juli 1969 in Jaunde, der 
Hauptstadt Kameruns, unterzeichnet worden. Unab- 
hängig vom Zeitpunkt des Inkrafttretens, der vom 
Abschluß der nationalen Ratifikationsverfahren ab- 
hängt, soll das Abkommen bis zum 31. Januar 1975 
gültig sein. 

Die Handelsregelung des neuen Abkommens beruht 
weiter auf dem Grundsatz der Freihandelszone. Auf 
dem durch Marktordnungen reglementierten Agrar- 
sektor der EWG werden für einige für die AASM 
interessante Waren Sonderregelungen getroffen. Die 
AASM haben die Möglichkeit, im Interesse ihrer 
wirtschaftlichen Entwicklung oder aus Haushalts- 
gründen Zugeständnisse auf dem Gebiet des Waren- 
verkehrs zurückzunehmen. 

Im Zusammenhang mit den Verhandlungen über 
das neue Abkommen kam der Rat überein, im In- 


teresse dritter Entwicklungsländer bei einigen wich- 
tigen tropischen Produkten die Sätze des Gemein- 
samen Zolltarifs substantiell zu senken. 

Auf dem Gebiet der finanziellen und technischen 
Zusammenarbeit soll den AASM zusammen mit den 
überseeischen Ländern und Gebieten Frankreichs 
und Hollands eine Finanzhilfe von 1 Mrd. RE ge- 
währt werden, also 25 ^/o mehr als bisher. Die Bun- 
desrepublik Deutschland ist an der Aufbringung die- 
ser Mittel mit 33,16 ®/o beteiligt. Die Subvention für 
Preisstützungen wurde nicht mehr erneuert. Aller- 
dings wurde ein Teil der Finanzhilfe für wirtschaft- 
liche Katastrophenfälle reserviert, die durch plötz- 
liche Preisstürze am Weltmarkt ausgelöst werden. 

75 . Die Frage, ob das Assoziationsabkommen mit 
Nigeria, das während der vorgesehenen Laufzeit 
nicht in Kraft getreten ist, erneuert werden soll, ist 
offen. 

76 . Die Verhandlungen über eine Assoziierung der 
drei ostafrikanischen Staaten Kenia, Uganda und 
Tansania wurden im Juli 1969 abgeschlossen. Das 
Abkommen ist am 24. September 1969 in Arusha 
von den Vertragsparteien unterzeichnet worden. Es 
soll zusammen mit dem zweiten Abkommen von 
Jaunde (vgl. Ziffer 74) in Kraft treten. Auch die Lauf- 
zeit beider Abkommen ist die gleiche. 

Nach dem Abkommen gewährt die Gemeinschaft für 
Einfuhren aus den drei ostafrikanischen Staaten 
Zollfreiheit. Bei Kaffee, Gewürznelken und Ananas- 
konserven ist die Zollfreiheit allerdings mit speziel- 
len Schutzmaßnahmen verbunden. Der Agrarsektor 
bleibt besonderer Einfuhrregelung Vorbehalten. Die 
Gemeinschaft gewährt keine finanzielle und techni- 
sche Hilfe. 

Die drei ostafrikanischen Länder gewähren der Ge- 
meinschaft für eine beschränkte Zahl von Waren 
ebenfalls gewisse Zollvorteile. Sie haben wie die 
AASM jedoch das Recht, ihre Zugeständnisse zu- 
rückzunehmen oder zu ändern, wenn dies die wirt- 
schaftliche Entwicklung erfordert. 

77 . Die Assoziationsabkommen mit Marokko und 
Tunesien sind am 1. September 1969 in Kraft ge- 
treten. 

78 . Die Harmonisierung der unterschiedlichen Han- 
delsregelung der Mitgliedstaaten gegenüber Alge- 
rien ist nicht weiter erörtert worden. 

79 . Die Meinungsverschiedenheiten innerhalb der 
Gemeinschaft über die Beziehungen zu Israel haben 
sich verringert. Fünf Mitgliedstaaten sind nunmehr 
zu einem begrenzten Präferenzabkommen bereit. 
Frankreich hat seine Zustimmung von der politi- 
schen Vorbedingung abhängig gemacht, daß die Ge- 
meinschaft ähnliche Verhandlungen mit arabischen 
Ländern der gleichen Region zu führen beabsich- 
tigt. Inzwischen haben die VAR und der Libanon 
entsprechende Anträge gestellt. 
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80 . Bei der Europäischen Atomgemeinschaft ist es 
dem Rat nicht gelungen — wie ursprünglich vorge- 
sehen • — /bis zum 1. Juli 1969 ein neues mehrjähri- 
ges Forschungs- und Ausbildungsprogramm zu ver- 
abschieden. Nachdem die Kommission ihre Pro- 
grammvorschläge erst Ende April vorgelegt hat, die 
im Laufe des Monats Mai in technischer Hinsicht 
noch präzisiert werden mußten, war es schon aus 
zeitlichen Gründen nicht möglich, bei den Programm- 
beratungen bis zu dem vorgesehenen Termin zu ab- 
schließenden Ergebnissen zu gelangen. So mußte 
zwangsläufig die Ratstagung vom 30. Juni 1969 in 
Luxemburg gewissen grundsätzlichen Orientierun- 
gen Vorbehalten bleiben, die die industriepolitischen 
Ziele und Maßnahmen, das Problem des derzeit nicht 
ausgelasteten Personals sowie die Einbeziehung 
nichtnuklearer Forschungsaufgaben in das Euratom- 
Programm betrafen. 

81 . Im Bereich der Industriepolitik hat der Rat 
einen regelmäßigen technischen Erfahrungsaus- 
tausch sowie die Gegenüberstellung der Investi- 
tionsvorhaben durch die Stromerzeuger befürwortet 
und die Kommission im übrigen aufgefordert, ihm 
alle zur Realisierung der industriepolitischen Ziel- 
setzungen geeigneten Vorschläge vorzulegen. 

82 . Ein erster Meinungsaustausch des Rates zu dem 
von der Kommission vorgeschlagenen mehrjährigen 
Forschungsprogramm hat zwar allgemein den 
Wunsch aufgezeigt, zu einem möglichst umfassen- 
den gemeinsamen Programm zu kommen, jedoch 
konkret noch keine neuen Ansatzpunkte hierfür er- 
bracht. Deshalb sollen sowohl die rechtlichen Mög- 
lichkeiten für die Einbeziehung nichtnuklearer Tä- 


Die Europäische Gemeinschaft für Kohie 

Allgemeine Angelegenheiten 

Anpassungs- und Umstellungsmaßnahmen 

85 . Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum 
bei der Kommission insgesamt 8 Anträge auf Ge- 
währung von Anpassungsbeihilfen zugunsten von 
4265 betroffenen Arbeitnehmern gemäß Artikel 56 
§ 2 Buchstabe b EGKS-Vertrag gestellt. Der ge- 
schätzte Betrag der benötigten Beihilfemittel beläuft 
sich auf etwa 14 Millionen DM. Kommission und 
Bundesregierung beteiligten sich je zur Hälfte an 
den erforderlichen Aufwendungen. 

86. Die Kommission, die dem Antrag der Bundes- 
regierung auf finanzielle Beteiligung an den Auf- 


tigkeiten in den Aufgabenkreis der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle und die von der Kommission 
bereits vorgeschlagenen Aktionen als auch die 
Durchführungsmodalitäten von Sonderprogrammen 
weiter untersucht werden. Lediglich über die Ver- 
längerung des Abkommens über das Projekt eines 
gasgekühlten Hochtemperaturreaktors (Dragon) bis 
zum 31. März 1973, das Mittelbindungen in Höhe 
von 6,9 Millionen RE vorsieht, konnte bereits Ein- 
vernehmen erzielt werden. 

83 . Um eine wirksame Durchführung der For- 
schungs- und Ausbildungsprogramme sowie insbe- 
sondere eine enge Verbindung zwischen den auf 
Gemeinschaftsebene einerseits und den in den Mit- 
gliedstaaten durchgeführten entsprechenden Pro- 
grammen andererseits zu gewährleisten, hat der Rat 
im Einvernehmen mit der Kommission in einer 
Reihe von Sektoren die Einsetzung von Beratenden 
Programmausschüssen beschlossen und damit einen 
wiederholt von deutscher Seite geäußerten Anliegen 
entsprochen. 

84 . Da der Rat sich noch nicht abschließend zu dem 
neuen Mehrjahresprogramm aussprechen konnte, 
hat er, insbesondere auf Drängen der deutschen De- 
legation, die ursprünglich für den 1. Juli vorge- 
sehenen Maßnahmen zur Entlassung des derzeit 
nicht ausgelasteten Personals auf den 1. November 
verschoben und die in seinem Beschluß vom 
20./21. Dezember 1968 zunächst blockierten Haus- 
haltsmittel für das 2. Halbjahr 1969 freigegeben. 
Dadurch sollte vermieden werden, eine nunmehr für 
Oktober vorgesehene definitive Programmentschei- 
dung zu präjudizieren. 


und Stahl 

Wendungen für das Abfindungsgeld nach Abschnitt II 
des Gesetzes zur Anpassung und Gesundung des 
deutschen Steinkohlenbergbaus und der deutschen 
Steinkohlenbergbaugebiete vom 15. Mai 1968 durch 
eine Grundsatzentscheidung vom 9. Juli 1968 ent- 
sprochen hatte, hat für die in der Zeit vom 1. April 
1967 bis 31. Dezember 1968 abgewickelten Fälle von 
insgesamt rd. 87 Millionen DM am 30. Mai 1969 
eine Abschlagszahlung von insgesamt 35 Millionen 
DM geleistet. 

Nachdem die Kommission der Anwendung der Ab- 
findungsgeldregelung auch auf die Arbeitnehmer 
des Eisenerzbergbaues bereits grundsätzlich zuge- 
stimmt hatte, hat die Bundesregierung ihren Antrag 
auf finanzielle Beteiligung an den Aufwendungen 
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für das Abfidnungsgeld auf die betroffenen Arbeit- 
nehmer im Eisenerzbergbau erweitert. 

87 . Die Bemühungen der Bundesregierung zur An- 
siedlung von Ersatzindustrien in den vom Struktur- 
wandel betroffenen Montanregionen wurden auch 
im Berichtszeitraum von der Kommission unterstützt. 
Die Kommission hat auf der Grundlage von Arti- 
kel 56 § 2 Buchstabe a EGKS-Vertrag vier Anträge 
der Bundesregierung auf Gewährung von Krediten 
zur industriellen Umstellung mit einem Kreditvolu- 
men von rd. 14 Millionen DM genehmigt. 

Verkehrspolitik 

88. Die Kommission hat mit Entscheidung vom 
9. Juli 1969 die Anwendung der Ausnahmetarife der 
Deutschen Bundesbahn zugunsten von Unternehmen 
der Kohleförderung und Stahlerzeugung im Saarland 
genehmigt. Die Entscheidung der Kommission ist zu- 
nächst bis zum 31. Dezember 1970 befristet. 

Arbeiterwohnungsbau 

89 . Im Berichtszeitraum hat die Kommission Mittel 
für den Bau von 2300 Montanarbeiter-Wohnungen 
bereitgestellt, an denen die Bundesrepublik Deutsch- 
land mit 1394 Wohnungen (6,4 Millionen DM EGKS- 
Mittel) beteiligt ist. 

Im Zuge der mit der Gründung der Ruhrkohle AG 
angestrebten einheitlichen Belegschaftspolitik wird 
im Ruhrbergbau — insbesondere bei den Zechen, 
die das Schwergewicht für eine kostengünstige und 
zukunftsträchtige Steinkohlenförderung bilden — 
mit großer Wahrscheinlichkeit ein zusätzlicher Be- 
darf an Wohnungen für Bergarbeiter entstehen. 

Studien und Forschung 

90 . Im Berichtszeitraum wurde die Prüfung von 
9 konkreten Forschungsvorhaben des Stahl- und 
Kohlebereichs abgeschlossen. Der Rat hat dem An- 
trag der Kommission zugstimmt, für diese Vorhaben 
insgesamt etwa 17 Millionen DM auf der Grundlage 
des Artikels 55 § 2 Buchstabe c EGKS-Vertrag be- 
reitzustellen. 

Gemeinsamer Markt „Kohle“ 

91 . Die im Jahre 1968 eingetretene Belebung des 
Kohlemarktes der Gemeinschaft hat sich im 1. Halb- 
jahr 1969 fortgesetzt. Durch die Hochkonjunktur in 
der Eisen- und Stahlindustrie ist es zu Anspannun- 
gen auf dem Koksmarkt gekommen; Versorgungs- 
schwierigkeiten sind jedoch im Berichtszeitraum 
nicht eingetreten. 

Die Kokserzeugung in der Gemeinschaft läuft auf 
vollen Touren, d. h. bis zur äußersten Kapazitäts- 
ausnutzung. In der Bundesrepublik, in der annä- 
hernd 60 Vo der Kokserzeugung der Gemeinschaft 
anfallen, wurden im 1. Halbjahr 1969 über 7 Vo mehr 
Koks als im gleichen Halbjahr des Vorjahres er- 
zeugt (Zechen- und Hüttenkokereien von 17,9 auf 
19,1 Millionen t). 


I Die Steinkohienförderung in der Gemeinschaft ins- 
gesamt ist, bedingt durch den Rückgang in den übri- 
gen Gemeinschaftsländern, weiterhin rückläufig. Die 
I Halbjahresförderung in der Bundesrepublik lag da- 
! gegen mit 56,3 Millionen t um 0,3 Millionen t über 
dem Ergebnis des 1. Halbjahres 1968. Neben der 
vollen Förderung konnten zusätzliche Mengen von 
j den Zechenhalden abgesetzt werden. 

92 . Die Einfuhren von Drittlandskohle in die Ge- 
meinschaft verschieben sich weiterhin zugunsten der 
Ostblockländer; sie haben im 1. Halbjahr 1969 leicht 
über dem Ergebnis des 1. Halbjahres 1968 (10,6 Mil- 
lionen t) gelegen. In die Bundesrepublik wurden rd. 
0,2 Millionen t (rd, 9 ‘^/o) mehr als im gleichen Zeit- 
raum des Vorjahres aus Drittländern eingeführt 

I (2,4 Millionen t). 

I Die Einfuhr von Koks aus Drittländern in die Ge- 
meinschaft war bisher mengenmäßig nicht von Be- 
deutung (jährlich 0,1 bis 0,2 Millionen t). Sie wird 
sich jedoch in 1969 gegenüber den Vorjahren merk- 
lich steigern, nachdem seit Juni d. J. der Import von 
Drittlandskoks in die Bundesrepublik für 1969 ohne 
I mengenmäßige Beschränkungen zugelassen wird, 

93 . Die Kohlelieferungen der Bundesrepublik in die 
Gemeinschaft gingen — - bei steigender Tendenz der 

, Lieferungen nach Italien — von 8,5 Millionen t im 
I 1. Halbjahr 1968 auf 8,2 Millionen t im 1. Halbjahr 
1969 zurück; die Kokslieferungen stiegen jedoch von 
3,4 Millionen t um rd. 18 Vo auf 4,0 Millionen t. Die 
Bezüge der Bundesrepublik aus der Gemeinschaft 
sind im Vergleich der beiden Halbjahre fast gleich 
geblieben. 

94 . Die bisherige Gemeinschaftsregelung für die 
Kokskohlenversorgung der Eisen- und Stahlindu- 
strie läuft Ende 1969 endgültig aus. Die Kommission 
legte daher im Aufträge des Rates einen Unter- 
suchungsbericht über die Kokskohleversorgung in 
der Eisen- und Stahlindustrie der Gemeinschaft vor. 
Die Untersuchung behandelt die technische Entwick- 
lung des Hütten- und Kokereiwesens, den voraus- 
sichtlichen Kokskohlen- und Koksbedarf der Welt 
bis zum Jahre 1980 sowie den Beitrag des Stein- 
kohlenbergbaus der Gemeinschaft zur Deckung des 
Kokskohlen- und Koksbedarfs der Stahlindustrie 
und die Bedeutung der bisherigen Kokskohlerege- 
lung. Die Ratsgruppen Energiepolitik und EGKS- 
Fragen haben hierzu am 14. Juli 1969 in einem Be- 
richt Stellung genommen, der zusammen mit der 
Untersuchung der Kommission Gegenstand der Rats- 
tagung über die Energiepolitik im Oktober sein 

I wird. 

Gemeinsamer Markt „Stahl“ 

95 . Die lebhafte Wirtschaftstätigkeit in der Ge- 
gemeinschaft und in der übrigen Welt hat zu einer 
weiteren bedeutenden Steigerung der Produktion 
der eisenschaffenden Industrien der Mitgliedstaaten 
geführt. Die Rohstahlerzeugung der Gemeinschaft 
erreichte im 1. Halbjahr 1969 54,1 Millionen t; sie 
war damit im Monatsdurchschnitt um 11 Vo höher 

I als im Monatsdurchschnitt des ganzen Jahres 1968. 
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96 . Der Binnenaustausch der Gemeinschaft mit 
Walzstahl (1968: 15,5 Millionen l) wuchs — der Pro- 
duktionsentwicklung entsprechend — von 7,6 Mih 
lionen t im 1. Halbjahr 1968 um rd. 14 Vo auf ca. 
8,8 Millionen t im 1. Halbjahr 1969. 

97 . Die Walzstahleinfuhr aus dritten Ländern in 
die Gemeinschaft (1968: knapp 3 Millionen t) hat im 
1. Halbjahr 1969 wesentlich zugenommen und nahe- 
zu 2 Millionen t erreicht. Zugleich ließ die Walz- 
stahlausfuhr der Gemeinschaft in dritte Länder 
(1968: 15,3 Millionen t) mit ca. 7,2 t im 1. Halbjahr 
1969 gegenüber 7,5 Millionen t im 1. Halbjahr 1968 
etwas nach. 

98 . Trotz der Zunahme des Stahlangebots aus der 
gestiegenen Erzeugung der Gemeinschaft und ver- 
mehrter Einfuhr konnte das Stahlangebot nicht im- 


mer die gestiegene Stahlnachfrage voll befriedigen. 
Bei einigen Stahlsorten ergaben sich daher Markt- 
spannungen, es kam zu verlängerten Lieferfristen 
und Preisanhebungen. Die Stahlpreise haben in vie- 
i len Fällen — unterschiedlich nach Sorten und Erzeu- 
gern — das Weltmarktpreisniveau noch nicht er- 
i reicht. 

i Die in den vorausgegangenen Berichten genannten 
von den Organen der Gemeinschaft früher getroffe- 
I nen Maßnahmen zum Schutze des Gemeinsamen 
Stahlmarktes wurden beibehalten. Um jedoch der 
derzeitigen Stahlmarktlage Rechnung zu tragen und 
j insbesondere den steigenden Preistrend zu dämp- 
fen, ist die Stahleinfuhr aus Staatshandelsländern 
I durch die Lockerung der mengenmäßigen Beschrän- 
kungen für das laufende Jahr erhöht worden. Dar- 
über hinaus hat der Rat am 15. September 1969 eine 
I befristete Zollaussetzung für bestimmte Walzstahl- 
erzeugnisse beschlossen. 
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